
Feststellungen der Art, daß die übrigen Beteiligten 
das konkrete Vorgehen des oder der jeweils Handeln­
den billigten und das auch nach außen zum Ausdruck 
brachten, konnten nicht getroffen werden. Der Tat­
bestand des Landfriedensbruchs erfordert aber, daß 
von der M e n s c h e n m e n g e  die Gefahr für die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit ausgeht, auch 
wenn es genügt, daß nur eine Person Gewalttätig­
keiten begeht (vgl. dazu M ü h l b e r g e r  K e i l ,  
„Zum Tatbestand des Landfriedensbruchs [§ 125 
StGB]", NJ 1967 S. 162 ff.).
In diesem Zusammenhang sei noch auf folgendes hin­
gewiesen:
In einem Urteil eines anderen Gerichts wurde zum 
Tatbestandsmerkmal „Menschenmenge“ i. S. des § 125 
StGB ausgeführt, daß es genüge, wenn sich die Ange­
klagten — die selbst keine Menschenmenge darstell­
ten — i n n e r h a l b  einer Menschenmenge zusammen­

gerottet haben. Dem kann gleichfalls nicht gefolgt 
werden, da nach einer solchen Auslegung alle Per­
sonen, die bei der Zusammenrottung der Angeklagten 
lediglich anwesend waren, als zusammengerottet 
erfaßt werden könnten, sogar solche, die sich für 
Sicherheit einsetzen und Personen unterstützen, 
gegen die die Gewalttätigkeiten gerichtet sind. 
Es liegt auf der Hand, daß der Tatbestand des 
Landfriedensbruchs sich nicht gegen solche Bürger 
richtet. Er erfaßt aber auch nicht solche Personen, die 
nur aus Neugier Zusehen bzw. nicht verantwortungs­
bewußt genug sind, gegen ungesetzliche Handlungen 
vorzugehen.
Demzufolge muß in jedem Falle sorgfältig aufgeklärt 
und festgestellt werden, wie sich die anwesenden 
Personen verhalten haben, um beurteilen zu können, 
ob sie sich zusamrnengerottet haben oder nicht.
Eine Zusammenrottung setzt andererseits nicht voraus, 
daß alle daran Beteiligten von Anfang an zu dem 
Zweck zusammengekommen waren, mit vereinten 
Kräften Gewalttätigkeiten zu begehen. Auch aus 
einem nur zufällig zusammengekommenen Kreis von 
Personen kann eine Zusammenrottung werden, wenn 
die Personen bei Beginn oder im Verlaufe der Ge­
walttätigkeiten durch ihr Verhalten erkennen lassen, 
daß sie an der Entschlußfassung der die Gewalttätig­
keiten Ausführenden mitwirken und dadurch ihre 
Absicht, ordnungsstörend aufzutreten, sichtbar wird. 
Schließlich sei noch darauf hingewiesen, daß auch 
Gewalttätigkeiten, die erst in einiger Entfernung von 
der Ansammlung verübt werden, weil sich z. B. ein 
Bürger einem bevorstehenden Angriff entziehen will, 
aber verfolgt und angegriffen wird, vom Tatbestand 
des § 125 StGB erfaßt werden.

Oberrichter Fritz M ü h l b e r g e r ,
Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts

Zivilrecht
§ 286 Abs. 1 ZPO; §§ 808, 185 BGB.
1. Die dem Instanzgcricht obliegende Beweiswürdigung 
ist im Kassationsverfahren nur nachprüfbar, wenn sie 
die Grundlagen der Beweiswürdigung verletzt, so z. B., 
wenn sie ohne hinreichende Anhaltspunkte von allge­
mein anerkannten Erfahrungssätzen abweicht. Das Ge­
setz ist jedoch verletzt, wenn das Gericht bei der Be­
weiswürdigung wesentliche Verhandlungs- oder Beweis­
ergebnisse nicht berücksichtigt oder überhaupt nicht 
bzw. nur ungenügend die für seine Überzeugung maß­
geblich gewesenen Gründe im Urteil angibt.
2. Zur rechtswirksamen Zuwendung eines Spargutha­
bens ist die Aushändigung des Sparbuchs nicht erforder­

lich. Es genügt die Ausstellung des Sparbuchs auf den 
Namen des Begünstigten mit der Erklärung ihm gegen­
über, daß ihm das Guthaben zugewendet werde, und die 
Annahme der Zuwendung. Die Übergabe des Sparbuchs 
kann aber zum Beweis der Zuwendung dienen.
3. An die Folgerung, der Berechtigte habe die von einem 
Nichtberechtigten getroffene Verfügung durch schlüs­
siges Verhalten genehmigt, sind strenge Anforderungen 
zu stellen. Ein solches Verhalten hat nur dann recht­
liche Bedeutung, wenn der Nichtberechtigte oder der 
Vertragspartner davon in einer Weise Kenntnis erhal­
ten, die die stillschweigende Genehmigung erkennbar 
werden läßt.
4. Die von einem Nichtberechtigten getroffene Verfü­
gung kann nur mit dem Inhalt genehmigt werden, mit 
dem sie vorgenommen worden ist. Eine Genehmigung 
anderen Inhalts kann nur als ein Angebot zum Abschluß 
des Rechtsgeschäfts mit diesem anderen Inhalt angese­
hen werden.
OG, Urt. vom 11. November 1966 — 2 Zz 17/66.

Die Klägerin ist die Mutter des Verklagten. Ihre Ehe 
wurde 1960 geschieden und dem Vater des Verklagten 
das Sorgerecht über ihn übertragen. Im Jahre 1958 
legte der Vater der Klägerin für sie ein Sparbuch mit 
einer Einlage von 3000 MDN an. Er teilte ihr dies mit, 
behielt aber das Sparbuch in seinem Besitz. Am 15. Ok­
tober 1959 ließ er das Guthaben auf ein auf den Namen 
des Verklagten ausgeteiltes Sparbuch übertragen. Die 
Klägerin verließ am 17. Oktober 1959 ohne die erforder­
liche Genehmigung die DDR. Das Sparbuch wurde spä­
ter von ihrem Vater dem Vater des Verklagten als des­
sen gesetzlichem Vertreter übergeben.
Die Klägerin hat vorgetragen, ihr Vater habe das Spar­
guthaben ohne ihre Zustimmung auf den Verklagten 
übertragen lassen. Es stehe daher nach wie vor ihr zu. 
Sie fordert vom Verklagten, in die Umschreibung des 
Sparbuchs auf ihren Namen einzuwilligen und es an sie 
herauszugeben.
Der Verklagte hat Abweisung der Klage beantragt und 
ausgeführt: Die Klägerin sei nicht Inhaberin der For­
derung auf das Sparbuch geworden, da ihr von ihrem 
Vater das Sparbuch nicht ausgehändigt worden sei. Die­
ser habe wirksam über das Guthaben zugunsten des 
Verklagten verfügen können. Ihm stände das Guthaben 
aber auch dann zu, wenn der Vater der Klägerin un­
berechtigt über dasselbe verfügt habe, da dies im Ver­
hältnis zwischen ihm und dem Verklagten keine recht­
liche Bedeutung habe.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen.
Auf die Berufung der Klägerin hat das Bezirksgericht 
unter Abänderung des Urteils des Kreisgerichts an­
tragsgemäß erkannt.
Der vom Präsidenten des Obersten Gerichts gegen die­
ses Urteil gerichtete Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Zutreffend ist das Bezirksgericht entgegen der fehler­
haften Auffassung des Kreisgerichts davon ausgegangen, 
daß der Vater der Klägerin, der Zeuge W., dieser das 
Sparguthaben rechtswirksam zugewendet hat. Dem steht 
nicht entgegen, daß er ihr das Sparbuch nicht ausge­
händigt hat. Es genügt die Ausstellung des Sparbuchs 
auf den Namen der Klägerin mit der Erklärung des Zeu­
gen ihr gegenüber, daß er ihr das Guthaben zuwende, 
und die Annahme der Zuwendung durch sie. Die Zu­
wendung eines Sparguthabens vollzieht sich nicht nach 
sachenrechtlichen Regeln durch Übergabe des Sparbuchs, 
sondern im vorliegenden Fall durch Abschluß des Spar­
kontovertrags mit der Sparkasse zugunsten der Klä­
gerin. Die Übergabe des Sparbuchs könnte je nach Lage 
des Falls allerdings zum Beweis der Zuwendung des 
Sparguthabens dienen. Eines solchen Beweises bedarf 
es jedoch bei den Erklärungen des Zeugen W. nicht, die
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